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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 21. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 

lade ich ein für 

 

Mittwoch, 4. Februar 2015, 17:00 Uhr, 

Lesezimmer, Rathaus, Kassel. 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Bericht über die Aktion STROMSPAR-CHECK 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 17. November 2014 

Bericht des Magistrats 

101.17.1457 

 

2. Runder Tisch Wohnen 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 21. Juli 2014 

Bericht des Magistrats 

101.17.1326 

 

3. Umsetzung des Bundessozialgerichtsurteils für Erwerbsunfähige 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

- 101.17.1519 -  

 

 

 

 

 

 

 

27. Januar 2015 

1 von 2 

S
c

h
ri

ft
: 

K
a

ss
e

l 
1

0
 p

t,
 Z

e
il

e
n

a
b

st
a

n
d

: 
1

4
 p

t,
 D

a
te

if
o

rm
a

t:
 p

d
f 



 

Einladung zur 21. Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport am 4. Februar 2015 
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4. Hearing Hausärztliche Versorgung 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

- 101.17.1550 -  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Esther Kalveram 

Vorsitzende 

 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

16. Februar 2015 

1 von 5 
Niederschrift 

über die 21. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 

am Mittwoch, 4. Februar 2015, 17:00 Uhr 

im Lesezimmer, Rathaus, Kassel 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Anja Lipschik, 1. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne  - ab 17:35 Uhr (TOP 1) 

Donald Strube, 2. stellvertretender Vorsitzender, parteilos 

Judith Boczkowski, Mitglied, SPD 

Barbara Bogdon, Mitglied, SPD 

Dr. Günther Schnell, Mitglied, SPD 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD (Vertretung für Monika Sprafke) 

Birgit Hengesbach-Knoop, Mitglied, B90/Grüne 

Thomas Koch, Mitglied, B90/Grüne 

Dorothee Köpp, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Dr. Andreas Jürgens) 

Norbert Hornemann, Mitglied, CDU 

Bodo Schild, Mitglied, CDU 

Jutta Schwalm, Mitglied, CDU 

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Demokratie erneuern 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Jörg-Peter Bayer, Stadtverordneter, Piraten 

Altan Tanyeri, Vertreter des Ausländerbeirates 

 

Magistrat 

Dr. Jürgen Barthel, Stadtkämmerer, SPD 

 

Schriftführung 

Cenk Yildiz, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Esther Kalveram, Vorsitzende, SPD 

Manfred Aul, Vertreter des Seniorenbeirates 

Helmut Ernst, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Anita Bodenbach, Bauverwaltungsamt 

Ute Pähns, Sozialamt 

Manuela Nutz, Umwelt- und Gartenamt 

Jörg Klinkenberg, ENERGIE 2000 e. V. 
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1. Bericht über die Aktion STROMSPAR-CHECK                                 101.17.1457 

2. Runder Tisch Wohnen                                                                             101.17.1326 

3. Umsetzung des Bundessozialgerichtsurteils für 

Erwerbsunfähige 

101.17.1519 

4. Hearing Hausärztliche Versorgung 101.17.1550 

 

 

2. stellv. Vorsitzender Strube eröffnet die mit der Einladung vom 27. Januar 2015 

ordnungsgemäß einberufene 21. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, 

Gesundheit und Sport, begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit und 

die Tagesordnung fest. 

 

Weiterhin gibt er bekannt, dass  

aus der Verwaltung 

Frau Pähns, Sozialamt 

der Veröffentlichung von Film- und Tonaufnahmen ihrer Person nicht zustimmt. 

 

 

1. Bericht über die Aktion STROMSPAR-CHECK 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 17. November 2014 

Bericht des Magistrats 

101.17.1457 

 

Beschluss 

 

Wir bitten den Magistrat, dass die Aktion Stromspar-Check Plus im Ausschuss 

für Soziales, Gesundheit und Sport vorgestellt wird. 

 

Frau Nutz, Umwelt- und Gartenamt stellt anhand einer Power-Point-Präsentation 

die Aktion Stromspar-Check Plus vor. Dabei teilt sie die Zielsetzung und die 

Akteure vor Ort für das Projekt mit. Im Anschluss schildert Frau Nutz den Ablauf 

eines Stromspar-Checks. Auch erwähnt sie die Auswertungsberichte, die den 

Mitgliedern des Ausschusses zur Mitnahme zur Verfügung stehen. Zum Schluss 

teilt Frau Nutz die Perspektiven mit. 

 

Im Anschluss an den Bericht beantwortet Herr Klinkenberg, ENERGIE 2000 e. V., 

die zahlreichen Nachfragen der Ausschussmitglieder.  

 

Stadtkämmerer Dr. Barthel nimmt Stellung aus Sicht des Magistrats. 

 

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen. 
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Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 21. Juli 2014 

Bericht des Magistrats 

101.17.1326 

 

Beschluss 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, die Ergebnisse des „Runden Tisches Wohnen“ 

in einer der nächsten Sitzungen des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und 

Sport vorzustellen. 

 

 

Frau Bodenbach, Amtsleiterin des Bauverwaltungsamtes, berichtet über die 

Ergebnisse des „Runden Tisches Wohnen“. Auch sagt sie eine schriftliche Antwort 

über die Berichterstattung als Anlage zur Niederschrift zu. Die Fragen der 

Ausschussmitglieder werden von Stadtkämmerer Dr. Barthel, Frau Bodenbach und 

Frau Pähns, Amtsleiterin Sozialamt, beantwortet.  

 

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

3. Umsetzung des Bundessozialgerichtsurteils für Erwerbsunfähige 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1519 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele volljährig, erwerbsunfähige Personen mit Behinderung sind in 

Kassel in die Regelbedarfsstufe 3 (80%) eingestuft? 

2. Wieviel Geld wurde an alle Betroffenen im Jahr 2013 durch diese 

unzulässige Absenkung nicht ausgezahlt? 

3. Bis wann wird die Sozialverwaltung die Urteile des Bundessozialgerichts 

umsetzen und den Betroffenen die Leistungen der Regelbedarfsstufe 1 

(100%) bezahlen? 

4. Wird die Sozialverwaltung ohne Antrag der Betroffenen oder ihrer 

Betreuer*innen die zu geringen Zahlungen rückwirkend leisten? 

5. Bis zu welchem Zeitpunkt ist eine Rückwirkende Erstattung der unzulässig 

zu geringen Regelsatzzahlung möglich? 
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Nachfragen der Ausschussmitglieder. Er sagt eine schriftliche Antwort mit der 

Niederschrift zu.  

 

Nach Beantwortung durch Stadtkämmerer Dr. Barthel erklärt 

2. stellv. Vorsitzender Strube die Anfrage für erledigt. 

 

 

4. Hearing Hausärztliche Versorgung 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1550 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt im 1.Halbjahr 2015 ein öffentliches Hearing zum 

Thema „Hausärztliche Versorgung in Kassel“ durchzuführen, zur Einschätzung 

der Situation, Erörterung von Problemen und möglichen Strategien zur 

Sicherung einer guten hausärztlichen Versorgung in Kassel. 

Als Fachkundige sollen eingeladen werden 

 ein*e Vertreter*in des Hausärzteverbandes (Kassel Stadt und Land) 

 ein*e Vertreter*in des Weiterbildungsverbunds für Allgemeinmedizin im 

Kasseler Bereich 

 ein*e Vertreter*in der AWO, um als Betreiber mehrerer Pflegeheime die zu 

erwartende hausärztliche Versorgung dort darzustellen. 

 sowie ein*e Vertreter*in des Kompetenzzentrums Weiterbildung 

Allgemeinmedizin aus dem Vogelsbergkreis, um über die dortigen Strategien 

zu berichten. 

 

Stadtverordnete Kaufmann, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Antrag. 

 

Stadtverordneter Koch, Fraktion B90/Grüne, Stadtverordnete Lipschik, 

Fraktion B90/Grüne, und Stadtverordneter Dr. Schnell, SPD-Fraktion, schlagen 

Änderungen vor. Diese werden von Stadtverordneten Kaufmann, 

Fraktion Kasseler Linke, übernommen und sie ändert den Antrag ihrer Fraktion wie 

folgt ab. 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

In einer der nächsten Sitzungen des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und 

Sport im 1. Halbjahr 2015 sollen Fachkundige zum Thema „Hausärztliche 

Versorgung in Kassel“ berichten.  
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Als Fachkundige sollen eingeladen werden 

 ein*e Vertreter*in der Kassenärztlichen Vereinigung 

 ein*e Vertreter*in des Gesundheitsamtes Region Kassel 

 ein*e Vertreter*in des Hausärzteverbandes (Kassel Stadt und Land) 

 ein*e Vertreter*in des Weiterbildungsverbunds für Allgemeinmedizin im 

Kasseler Bereich und 

 ein*e Vertreter*in der AWO, um als Betreiber mehrerer Pflegeheime die zu 

erwartende hausärztliche Versorgung dort darzustellen. 

 

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem geänderten Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Hearing Hausärztliche 

Versorgung, 101.17.1550, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Günther Schnell 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:20 Uhr 

 

 

 

 

 

Donald Strube Cenk Yildiz 

2. stellv. Vorsitzender Schriftführer 



Stromspar Check PLUS Stadt Kassel 

 

Januar 2015 

Strom-und Wassersparberatung für 

einkommensschwache Haushalte 

 



Stromspar-Check PLUS für einkommensschwache 
Haushalte (2013 – 2015) 

 Verbundprojekt von Deutscher Caritas Verband (DCV) und 

Bundesverband der Energie- und Klimaschutzagenturen 

Deutschlands (eaD) e. V.   

 

 Anschubfinanzierung durch das Bundesumweltministerium im 

Rahmen seiner Klimaschutzinitiative 

 

 Ca. 150 Standorte bundesweit 

 Über 130.000 beratene Haushalte (Stand April 2014) 

 Kühlgerätetauschprogramm 

 Drittbesuch / Monitoring 
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Zielsetzungen Stromspar-Check  

 Sozialpolitische Zielsetzung 

– Kostenentlastungen für einkommensschwache Haushalte + Kommunen 

 Arbeitsmarktpolitische Zielsetzung 

– Heranführung an den ersten Arbeitsmarkt 

– Qualifizierung von Langzeitarbeitslosen  

 Klimapolitische Zielsetzung 

– Reduzierung von CO2-Emissionen 

– Verbreitung der Nutzung bewährter Energie- und 

Wassersparspartechniken  

– Sichtbarer Beitrag armer Menschen zu Klimaschutz-Zielen der 

Bundesregierung wie zur Bewahrung der Schöpfung 

 Bildungspolitische Zielsetzung 

– Sensibilisierung einkommensschwacher Haushalte für Klimaschutz  

und Energieeinsparung 
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Stromspar-Check Stadt Kassel 

3 

 

 Akteure vor Ort 

 

Träger der Stellen für Bufdi´s, FSJ´ler, Ehrenamtler, Mini-Jobber 

• Caritasverband Nordhessen/Kassel e.V.  

• BUND e.V. Stadt Kassel 

• ENERGIE 2000 e.V. 

 

Projektmittel - Eigenanteil 

• Stadt Kassel – Umwelt- und Gartenamt / iKKK 

• Städtische Werke AG 

 

Standorte 

• Kassel, Umwelthaus 

• Wolfhagen, Alte Kleiderfabrik 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Der Stromspar-Check 

 Erstbesuch  

– Erfassung Geräteausstattung 

– Aufnahme Strom- und Wasserverbrauch 

 
 

 Datenaufnahme und -auswertung und 

Zusammenstellung eines individuellen Soforthilfe-Pakets 

 

 Zweitbesuch 

– Einbau der kostenlosen Soforthilfen nach Bedarf 

– Nutzungstipps 

– Verweis auf weiterführende Beratungsangebote 
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Soforthilfen 
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 Strom sparen 

- Energiesparlampen 

- schaltbare Steckerleisten 

- Zeitschaltuhren 

- Thermostops 

- Kühlschrankthermometer 

 Wasser sparen  

- Strahlregler  

- Wasserspar-Duschköpfe 

- WC-Stoppgewichte 

 



Auswertung aus der Datenbank 
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Installierte Soforthilfen 
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Ergänzende Informationen 
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Aktuelles 

Kühlschrankaustauschprogramm 

 Bundesweit 2,2 Mio. € 

 Ca. 16.000 Kühlgeräte 

 Förderung 150€/Gerät 

  

Förderbedingungen 

 Stromsparberatung 

 Altgerät mind. 10 Jahre alt, 48 Stundenmessung 

 Neugerät A+++ mind. 200Kw/h geringerer Verbrauch 

 Fachgerechte Entsorgung Altgerät 

 Größe und Bauart vergleichbar Altgerät 
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Perspektiven – Standort Kassel 2015 

Stabilisierung des neu aufgebauten Standortes Stadt Kassel/Umwelthaus 

 fortlaufende interne Qualifizierung und Stellenbesetzung weiterer 

StromSparBerater 

 fortlaufende Kundenakquise und Öffentlichkeitsarbeit 

 

Vernetzung / Verbreitung 

 Externe Schulung der Nachbarschaftshelfer/innen und Öffentlichkeitsarbeit 

für GWG im Projekt EnWoKom 

 

Vernetzung / Erweiterung 

 Bündelung der vorhandenen Kompetenzen i.d. Stadt Kassel, Landkreis 

Kassel, Werra-Meißner Kreis, Landkreis Waldeck-Frankenberg 

 Entwicklung Stromspar-Check Nordhessen mit Erweiterung um 

„Wärmeenergie“ 
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Perspektiven – Stromspar-Check nach Ende 2015 

Finanzierung 

 

 Fortsetzung der Projektförderung durch die Bundesregierung in 

aktueller Verhandlung mit dem BMUB 

 

 Fortsetzung der Eigenanteil-Finanzierung in der Stadt Kassel 

 

11 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.1519 

 

Umsetzung des Bundessozialgerichtsurteils für Erwerbsunfähige 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele volljährig, erwerbsunfähige Personen mit Behinderung sind in Kassel in 

die Regelbedarfsstufe 3 (80%) eingestuft? 

2. Wieviel Geld wurde an alle Betroffenen im Jahr 2013 durch diese unzulässige 

Absenkung nicht ausgezahlt? 

3. Bis wann wird die Sozialverwaltung die Urteile des Bundessozialgerichts umsetzen 

und den Betroffenen die Leistungen der Regelbedarfsstufe 1 (100%) bezahlen? 

4. Wird die Sozialverwaltung ohne Antrag der Betroffenen oder ihrer Betreuer*innen 

die zu geringen Zahlungen rückwirkend leisten? 

5. Bis zu welchem Zeitpunkt ist eine Rückwirkende Erstattung der unzulässig zu 

geringen Regelsatzzahlung möglich? 

 

Begründung 

Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 23.07.2014 entschieden, dass die generelle 

Einstufung von volljährigen erwerbsunfähigen Personen mit Behinderung, die bei 

Angehörigen leben, in die Regelbedarfsstufe 3 diese unzulässig benachteiligt. In drei 

Verfahren (Aktenzeichen: B 8 SO 14/13 R; B 8 SO 31/12 R; B 8 SO 12/13 R) führte das 

Gericht aus, dass grundsätzlich ein Anspruch auf den vollen Regelsatz nach der 

Regelbedarfsstufe 1 in Betracht komme. 

 

„Anknüpfungspunkt für die Qualifizierung einer gemeinsamen Haushaltsführung beim 

Zusammenleben von erwachsenen Personen ist dabei nicht die individuelle Fähigkeit der 

Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft, einen Haushalt auch ohne 

Unterstützungsleistungen eines anderen allein meistern zu können; vielmehr ist 

ausreichend die Beteiligung an der Haushaltsführung im Rahmen der jeweiligen geistig-

seelischen und körperlichen Leistungsfähigkeit. Ansonsten würden bestimmte Lebens- und 

Wohnformen schlechter gestellt als andere, ohne dass hierfür eine sachliche Rechtfertigung 

ersichtlich wäre.“ (BSG, Medieninformation Nr. 20/14) 

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2014&nr=13478&pos=0&

anz=20 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

 

 

gez. Norbert Domes 

Fraktionsvorsitzender 

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2014&nr=13478&pos=0&anz=20
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2014&nr=13478&pos=0&anz=20
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2014&nr=13478&pos=0&anz=20
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.1550 

 

 

 

Hearing Hausärztliche Versorgung 

 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt im 1.Halbjahr 2015 ein öffentliches Hearing zum 

Thema „Hausärztliche Versorgung in Kassel“ durchzuführen, zur Einschätzung 

der Situation, Erörterung von Problemen und möglichen Strategien zur 

Sicherung einer guten hausärztlichen Versorgung in Kassel. 

Als Fachkundige sollen eingeladen werden 

 ein*e Vertreter*in des Hausärzteverbandes (Kassel Stadt und Land) 

 ein*e Vertreter*in des Weiterbildungsverbunds für Allgemeinmedizin im 

Kasseler Bereich 

 ein*e Vertreter*in der AWO, um als Betreiber mehrerer Pflegeheime die zu 

erwartende hausärztliche Versorgung dort darzustellen. 

 sowie ein*e Vertreter*in des Kompetenzzentrums Weiterbildung 

Allgemeinmedizin aus dem Vogelsbergkreis, um über die dortigen Strategien 

zu berichten. 

 

Begründung: 

 

Laut dem Regionalen Gesundheitsreport 2014 für die Stadt Kassel suchen in der 

kreisfreien Stadt Kassel von den derzeit 151Hausärzten an 101 Standorten 25 

altersbedingt eine Nachfolge in 2015. In 2017 seien es bereits 44 Ärzte (Hessisches 

Ministerium für Soziales und Integration/Kassenärztliche Vereinigung Hessen 

2014: 4). 

Andere Städte in Hessen unterstützen den jeweils dort ansässigen 

Weiterbildungsverbund personell, organisatorisch und/oder finanziell, um die 

Weiterbildung und Bewerbung von Ärzten in der Allgemeinmedizin regional zu 

fördern. Kassel ist die einzige Region in Hessen, in der es seitens der Stadt derzeit 

keine Unterstützung gibt. 
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Quelle: Hessisches Ministerium für Soziales und Integration/Kassenärztliche 

Vereinigung Hessen (Hrsg.) (2014): Regionaler Gesundheitsreport 2014. 

Gesundheitliche und pflegerische Versorgung – Daten, Fakten, Ausblicke: Stadt 

Kassel, 

http://www.kvhessen.de/kvhmedia/Downloads/Wir+%C3%BCber+uns/Publikatio

nen/Gesundheitsreporte+2014_ML/WEB_Einzelseiten_Kassel.pdf (Zugriff: 

01.06.2014). 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

 

 

 

gez. Norbert Domes 

Fraktionsvorsitzender 

http://www.kvhessen.de/kvhmedia/Downloads/Wir+%C3%BCber+uns/Publikationen/Gesundheitsreporte+2014_ML/WEB_Einzelseiten_Kassel.pdf
http://www.kvhessen.de/kvhmedia/Downloads/Wir+%C3%BCber+uns/Publikationen/Gesundheitsreporte+2014_ML/WEB_Einzelseiten_Kassel.pdf
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